
§ 10  
Arbeitszeitkonto, Langzeitkonto  
  
(1) Durch Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. Soweit ein 

Arbeitszeitkorridor (§ 6 Absatz 6) oder eine Rahmenzeit (§ 6 Absatz 7) vereinbart wird, ist 
ein Arbeitszeitkonto einzurichten.  

  
(2) In der Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto in der gesamten  

Einrichtung oder Teilen davon eingerichtet wird. Alle Mitarbeiter der Einrichtung/des 
Einrichtungsteils, für die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den Regelungen 
des Arbeitszeitkontos erfasst.  

  
(3) Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Absatz 2 

festgelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch 
Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 8 Absatz 1 Satz 3 und 4 und Absatz 3 sowie in Zeit 
umgewandelte Zuschläge nach § 8 Absatz 1a Satz 4 einschließlich Überstunden, Zeiten zu 
ungünstigen Zeiten und so weiter gebucht werden. Weitere Kontingente (zum Beispiel  
Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) werden zur Buchung freigegeben. Der 
Mitarbeiter entscheidet, welche der in Satz 1 und 2 genannten Zeiten auf das 
Arbeitszeitkonto gebucht werden.  

  
(4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen 

Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 
3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein.  

  
(5) In der Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:  
  

a) die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das höchstzulässige 
Zeitguthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums anfallen dürfen,  

  
b) nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen für das  

Abbuchen von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden durch den 
Mitarbeiter,  

  
c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (zum 

Beispiel an so genannten Brückentagen) vorzusehen,  
  
d) die Folgen, wenn der Dienstgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich 

kurzfristig widerruft.  
  
(6) Der Dienstgeber kann mit dem Mitarbeiter die Einrichtung eines Langzeitkontos 

vereinbaren. In diesem Fall ist die Mitarbeitervertretung zu beteiligen und - bei 
Insolvenzfähigkeit des Dienstgebers - eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.  

  
(7) (Dieser Absatz wird angewendet ab 1. Januar 2026) 

Auf betrieblicher Ebene kann die Einrichtung eines Langzeitkontos für die Mitarbeiter 
vereinbart werden. Ein in das Langzeitkonto eingebrachtes Wertguthaben kann gemäß § 7c 
SGB IV (insbesondere für ein Sabbatical, für eine Verringerung der Arbeitszeit, die der 
Mitarbeiter nach § 8 oder § 9a TzBfG verlangen kann, Freistellung wegen 



Kinderbetreuungszeiten und Pflegezeit) verwendet werden. Die Ausgestaltung geschieht 
durch einvernehmliche Dienstvereinbarung, in der insbesondere geregelt wird: 

 
a) Verfahren zur Einbringungsmöglichkeit, insbesondere die Einzahlung von 

Entgeltbestandteilen, 
 

b) Regelung von Störfällen und die Übertragung des Wertguthabens, insbesondere bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Erwerbsminderung, Tod,  
 

c) Rahmen der Ansparvereinbarung, insbesondere hinsichtlich der Grenzen der 
Ansparung, 
 

d) Regelungen zur Freistellungsphase, insbesondere zu Mindestzeiten, Beginn und 
Dauer, Ankündigungsfristen, 
 

e) Entgelt in der Freistellungsphase, 
 

f) Insolvenzsicherung im Falle der Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers. 
 
(8) In Einrichtungen, in denen eine Mitarbeitervertretung nicht besteht, kann von den 

vorstehenden Regelungen auch durch individuelle Vereinbarung Gebrauch gemacht werden.  
  
(9) Weitere flexible Arbeitszeitregelungen enthalten Anlage 4 zur DVO und die Bestimmungen 

über das Blockmodell in Anlage 5a zur DVO. Dabei gehen die Bestimmungen der Anlage 5a 
zur DVO den Regelungen der Anlage 4 vor; im Übrigen sind deren Regelungen jedoch 
entsprechend anwendbar.  

 


